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Die Anzahl ausgeschriebener
Wohnungen hat im letzten Jahr
erneut deutlich abgenommen,
wie der Online-Wohnungsindex
des Schweizerischen Verbands
der Immobilienwirtschaft zeigt.
Studienautor ist Peter Ilg, Öko-
nom und Leiter des Swiss Real
Estate Institute an derHochschu-
le für Wirtschaft Zürich (HWZ).
Ilg sagt, es sei höchste Zeit, gegen
dieWohnungsnot vorzugehen.

Herr Ilg, in Ihrer Studie zum
Wohnungsmarkt ist von einer
«dramatischen Situation»
die Rede.Wasmeinen Sie damit?
DerWohnflächenbedarf pro Kopf
nimmt seit Jahren zu,was vor al-
lem an der steigenden Anzahl
Einpersonenhaushalte und dem
steigenden Wohlstand liegt. In
grösseren Städten lebt heute in
der Hälfte der Wohnungen nur
eine Person. Hinzu kommt das
starke Bevölkerungswachstum
durch die Zuwanderung.Auf der
anderen Seitewird immerweni-
ger gebaut, es kommen also we-
nigerWohnungen auf denMarkt.
Diese Knappheit treibt den Preis
von freien Wohnungen in die
Höhe. Die Preisschere zwischen
den Bestandesmieten und den
neu ausgeschriebenen Mieten
wird immer grösser.
Was ist problematisch an dieser
Preisschere?
Wereinmal in einerWohnung ist,
zieht kaummehr um. Auch des-
halb hat dieAnzahl ausgeschrie-
benerWohnungen in den letzten
Jahren stark abgenommen. Dar-
unter leiden vor allem Woh-
nungssuchende, die finanziell
knapp dran sind.Müssen sie ihre
Wohnungwegen eines Neubaus
verlassen, bleibt ihnen nur noch,
sichmit deutlichwenigerWohn-
raum zu begnügen oderweit von
den Zentren wegzuziehen. Für
dieMittel- undOberschicht sind
höhere Mieten zwar unange-
nehm, aber kein grosses Prob-

lem. Im Notfall können sie auf
eine kleinere Wohnung auswei-
chen, da derDurchschnitt mit 40
Quadratmeter Wohnfläche pro
Kopf komfortabel lebt. Dies hät-
te sogar einen positiven Effekt:
Die allseits gewünschte Innen-
verdichtungwürdeWirklichkeit,
denn steigende Mieten sind der
beste Verdichter.
In Ihrer Studie heisst es, das
Problem bestehe nichtmehr
nur in den Regionen Zürich-
Zug oder Basel, sondern auch in
kleineren Städtenwie Chur.
Chur hat uns auch erstaunt. Die
Lage hat sich dort seit rund drei
Jahren stetig verschlechtert: Nun
sind in Chur dieWohnungen am
wenigsten lang ausgeschrieben
von allen Städten, diewir unter-
suchten. Es gibt aber auch Städ-
te, in denen es genügend oder
sogar zu viele Wohnungen gibt,
zum Beispiel St. Gallen oder Lu-
gano. Das schlägt auf die Miet-
preise durch. In St. Gallen erhält
man problemlos eine Vierein-
halbzimmerwohnung für 1400
Franken pro Monat, in Zürich
kostet sie mehr als das Doppel-
te. Daran sieht man: Der Miet-
markt funktioniert grundsätz-
lich. Deshalb muss man alles
dafür tun, dass das Wohnungs-
angebot in den Hochpreisregio-
nen grösser wird.
In den Städten gelten
Genossenschaftswohnungen
als Allheilmittel für
dieWohnungsmisere.
Wie sehen Sie das?
Die meisten Genossenschaften
sind selbsttragend. Das ist eine
gute Form der Selbsthilfe. Dass
man aber mit mehr staatlichem
Wohnungsbau und staatlich sub-
ventionierten Genossenschaften
das Wohnungsproblem lösen
kann, ist eine Illusion. Die not-
wendigen Staatsausgaben und
die Steuererhöhungenwären er-
heblich, umdie erforderlicheAn-
zahl vonWohnungen auf diesem
Weg einzukaufen. Wir müssen
stattdessen die Grundlagen

schaffen, dass auf dem freien
Markt mehr gebaut wird; dass
also der Kuchen grösser wird,
statt sich über die Grösse derKu-
chenstücke zu streiten.

Sie leiten das Swiss Real
Estate Institute, das
der Immobilienwirtschaft
nahesteht. Natürlichmüssen
Sie sich gegen den staatlichen
Wohnungsbau aussprechen.
Als Hochschulinstitut sind wir
den Fakten und nicht einem po-
litischen Lager verpflichtet. Es
geht darum, realistische Szena-
rien aufzuzeigen. In Zürich be-
trägt derAnteil an gemeinnützi-
gen Wohnungen rund 25 Pro-
zent. Obschon das Stimmvolk
2011 einer Erhöhung auf 33 Pro-
zent bis 2050 zugestimmt hat,
steigt der Anteil nicht. Dies liegt
daran, dass kaum Objekte auf
dem Markt sind, die der Staat
oder eine Genossenschaft kau-
fen könnte, selbst wenn die not-
wendigen Milliarden dazu vor-
handenwären, umTausendevon
Wohnungen zuzukaufen.
Was ist also Ihre Lösung?
Die Bauvorschriften lockern?
Durch eine Änderung der Bau-
und Zonenordnung (BZO) könn-
te man tatsächlich höhere Ge-
bäude und eine verdichtete Bau-
weise zulassen. Kurz- und
mittelfristig ist das aber unrea-
listisch, durch Einsprachen und
Volksabstimmungen dauernÄn-
derungen von BZO immer Jahre

oder gar Jahrzehnte – wenn sie
denn überhaupt durchkommen.
Es gibt aber eine andere Mög-
lichkeit: Bei grösseren Überbau-
ungen können Gestaltungsplä-
ne erstellt werden, die eine viel
grössere Ausnützung ermögli-
chen als die BZO.
Was heisst das konkret?
Wenn höher und dichter gebaut
werden darf, erhöht sich der
Wert eines Grundstücks.Deshalb
sind solche Gestaltungspläne oft
an Bedingungen geknüpft. Die
Bauherrenmüssen sich zumBei-
spiel verpflichten, im Gegenzug
für drei zusätzliche Geschosse
30 Prozent günstigeWohnungen
zu bauen. Dies ist auch in ihrem
Interesse: Denn so kommt ein
Gestaltungsplan bei einerVolks-
abstimmung eher durch.
Selbst mit solchen Bedingungen
haben es Gestaltungspläne
vor demVolk oft schwer.
Das liegt in derRegel daran, dass
bei neuen Projekten alte Häuser
weichen müssen, in denen die
Bewohner oft seit Jahrzehnten
mit tiefen Mieten leben. Diese
Leute haben keine Chance, eine
ähnlich günstige Alternative im
Quartier zu finden. Verständli-
cherweise versuchen siemit Ein-
sprachen, das Projekt zu verhin-
dern oder so lange wie möglich
zu verzögern, um nicht wegzie-
hen zumüssen.Wenn ihnen aber
dieMöglichkeit gebotenwird, in
eine vergleichbare, neue Woh-
nung imNachbarhau
tisch gleichen Miete
ziehen und sie dana
fristig im Quartier
können, gewinnen au
diesem Projekt. In
zum Beispiel hat si
Modell mit einem A
teil günstiger Woh-
nungen bei Neu-
bauten sehr be-
währt.

Wie funktioniert das dort?
Bei vielen Projekten gibt es kla-
re Vorschriften: Die unteren
Wohnungen müssen sozial
Schwachen angeboten werden,
in den oberen Stockwerken sind
die teuren Wohnungen. Diese
Regelung führt auch zu einer gu-
ten Durchmischung: Arbeiter
und Chefärztewohnen im selben
Hochhaus.
UmdemProblem explodierender
Mieten zu begegnen, haben
Städtewie Genf und Basel einen
Mietpreisdeckel eingeführt.
Mit verheerenden Konsequen-
zen, wie man vor allem in Genf
sieht, wo diese Massnahme
schon lange besteht. Die Bautä-
tigkeit hat stark abgenommen,
die Wohnungsnot wurde da-
durch sogarverstärkt.Auchwird
kaummehr saniert,was schlecht
für die Umwelt ist. Für die Eigen-
tümer lohnen sich die Investiti-
onen schlicht nicht mehr, wenn
sie dieMieten nicht erhöhen dür-
fen. Die Mieten in Genf gehören
zudem,nach 20 JahrenMietzins-
deckel, zu den höchsten in der
Schweiz. Diese Lösung erinnert
mich an das,wasArgentinien vor
einigen Jahren gemacht hat, um
die Inflation zu bekämpfen: Den
Supermärkten wurde verboten,
die Preise für Lebensmittel zu er-
höhen. Viele Supermärkte gin-
gen in der Folge Pleite, die Infla-
tion aber blieb.Manmuss die Ur-

sachen bekämpfen, nicht
mptome.
Immobilien-
che ist so viel
im Spiel, da
ht immer ein
kerverdacht.
den grössten In-
estoren gehören
eute die Pensi-
onskassen. Ein
Viertel unserer
Pensionskas-
sengelder ist in
Mietwohnun-
gen angelegt.
Wir sind so-

mit nicht nur ein Volk von Mie-
tern, sondern auch ein Volk von
Mietwohnungsbesitzern. De-
ckelnwir unsereMieten, deckeln
wir auch die Erträge auf unse-
rem angesparten Alterskapital
und damit unsere Renten. Das
geht in dieserDiskussion oft ver-
gessen.
Sie plädieren für dasModell
Singapur: Dochwermöchte
schon, dass die ganze Schweiz
mit Hochhäusern vollgestellt
wird?
Man kann nicht alles haben: viel
Wohnfläche, starke Zuwande-
rung und selbst in den Städten
einen ländlichen Lebensstil ohne
Hochhäuser, die Schatten wer-
fen. Ich bin auch dagegen, dass
immermehrGrünfläche verbaut
wird.Wennwir aber endlich hö-
her und dadurch dichter bauen,
besteht auf vorhandenen Sied-
lungsflächenmehr als genug Po-
tenzial, dass Herr und Frau
Schweizer auch auf 50 Quadrat-
metern pro Kopf leben könnten.
Der Preis dafür sind aber mehr
Hochhäuser.
Sie haben einmal gesagt,
der Staat solle Bedürftigen
liebermit einemMietzins-
zuschuss direkt helfen,
statt billigeWohnungen
zurVerfügung zu stellen.
Indirekt ist das doch einfach
eine Subvention für
die Immobilienwirtschaft,
die dadurchweiterhin hohe
Mieten verlangen kann.
Wie gesagt: In erster Linie müs-
sen wir versuchen, das Angebot
zu erhöhen, damit die Mieten
sinken.Gezielt Bedürftige zu un-
terstützen, erachte ich als viel ef-
fizienter, alswenn der Staat teu-
re Liegenschaften kauft und
dann günstig vermietet. Ich den-
ke, dass Personen, die jedenMo-
nat Geld für den Wohnungszu-
schuss erhalten, eher motiviert
wären, ihrewirtschaftliche Situ-
ation zu verbessern, alswenn sie
bequem in eine stark verbilligte
Wohnung eingezogen sind.

«Mehr subventionierte Genossenschaften
lösen das Problem nicht»

Wohnungsnot Eine neue Studie zeigt, wie prekär der Immobilienmarkt in gewissen Regionen der Schweiz ist.
Autor Peter Ilg nennt Lösungen und sagt, warum ein Mietpreisdeckel nur schadet.

Prekäre Lage:
Schlange

stehen bei der
Besichtigung
einer städti-

schen Siedlung
in Zürich

(Archivbild).
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«In St. Gallen erhält
man eineWohnung
mit viereinhalb
Zimmern für
1400 Franken
proMonat, in Zürich
kostet siemehr als
das Doppelte.»

Peter Ilg,
Professor an

der HWZ.
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